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Grundrechte verteidigen - Flüchtlinge schützen -
Rassismus bekämpfen!

Aufruf zur Demonstration am 14. November 1992 in Bonn

(Wortlaut)

Wir sind entsetzt, mit uns viele Menschen im Ausland. Kein halbes Jahrhundert nach der Befrei-
ung vom Nationalsozialismus müssen wieder Menschen fürchten, von Deutschen aufgrund ihrer
Herkunft, Hautfarbe, Nationalität oder ihres Andersseins bedroht, verfolgt oder gar ermordet zu
werden. Antisemitismus lebt wieder auf.

Vorurteile und Unwahrheiten über Flüchtlinge und das Asylrecht haben den Boden für rassisti-
sche Gewalt bereitet. Das Versagen der Bundesregierung bei der Vereinigung Deutschlands und
eine verfehlte Sozial-, Wirtschafts- und Wohnungspolitik produzieren Perspektiv- und Hoffnungs-
losigkeit. Flüchtlinge und Ausländer sind die Sündenböcke. Immer mehr Deutsche fühlen sich
berufen, den Politikerworten vom „vollen Boot" Taten folgen zu lassen. Über Bord geworfen wird
dabei jede Humanität.

1406



Dokumente zum Zeitgeschehen

Die Rechnung der Gewalttäter darf nicht aufgehen!

Wer das Asylrecht ändern will, stärkt den Gewalttätern den Rücken bei ihren brutalen und men-
schenverachtenden Übergriffen!

Nach jahrelangen Kampagnen der CDU/CSU will jetzt auch die SPD-Führung eine tiefgreifende
Kursänderung durchsetzen. Mit dem Menschenrecht auf Asyl bliebe ein Kern sozialdemokrati-
scher Identität auf der Strecke. Die Lehren, die mit dem Artikel 16 des Grundgesetzes aus der
Geschichte des Dritten Reiches gezogen wurden, würden in den Wind geschlagen.

Die Grundrechtsdemontage beim Asylrecht steht nicht allein. Die Legalisierung des Lauschan-
griffs und die Abschaffung der Rechtsweggarantie für Asylbewerber gehören zu einer Reihe dro-
hender Verfassungsänderungen, an deren Ende eine andere Republik steht.

So wollen Bundesregierung und SPD-Vorstand das Grundgesetz ändern, um die Beteiligung der
Bundeswehr an Kampfeinsätzen in aller Welt zu ermöglichen. Deutsche Soldaten haben noch vor
weniger als 50 Jahren unvorstellbares Leid verursacht. Wir wollen keine Kampfeinsätze deutscher
Soldaten in Osteuropa und der sogenannten „Dritten Welt".

Abschottungspolitik gegen Flüchtlinge und Einwanderinnen und geostrategische Kriegsfüh-
rungsfähigkeit sind zwei Seiten einer Medaille. Gleichzeitig treibt die Bundesregierung die Entso-
lidarisierung und den Abbau von sozialen Rechten voran.

Das sind Bestandteile einer neuen Politik, die Gewaltausübung nach innen und außen in Kauf
nimmt.

Niemand darf sich täuschen: Nach diesen Grundgesetzänderungen wird die Bundesrepublik
Deutschland ein anderes Land sein!

Die demokratische Öffentlichkeit steht vor der Entscheidung: Lassen wir einen weiteren Abbau
von Friedensfähigkeit und Grundrechten und damit einen tiefgreifenden Rechtsruck der Gesell-
schaft zu? Ein Kurswechsel der SPD, ihr freiwilliger Verzicht auf Opposition in substantiellen Fra-
gen, würde den zivilisatorischen Prozeß umkehren, der nach 1968 mit dem Anspruch „Mehr
Demokratie wagen" begann.

Wir sagen NEIN! Gewalt darf nicht als Mittel der Konfliktbewältigung akzeptiert werden. Wir wol-
len endlich volle Bürgerinnenrechte für alle hier lebenden Menschen durchsetzen. Wir rufen auf:

Verteidigt Artikel 16 des Grundgesetzes! Für eine humane, demokratische Gesellschaft!

Gemeinsam mit allen demokratisch gesinnten Bürgerinnen, Gewerkschafterinnen, engagierten
Menschen unterschiedlicher Glaubensrichtungen, Ausländerinnen, Friedensinitiativen, Antifa-
schistinnen, Flüchtlingsräten, Bürgerrechtsorganisationen, Eine-Welt-Gruppen und alle, die eine
offene, freie Gesellschaft und keinen autoritären Staat wollen - Wir bekennen Farbe!

Kommt zur Großdemonstration nach Bonn! Samstag, den 14. November 1992 um 12.00 Uhr

Trägerkreis 14. 11. (Stand 15. 10. 1992): Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste (AS/F); Arbeitsgemeinschaft
Dienst für den Frieden (AGDF); Bundesweite Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge PRO ASYL; Deutsche Frie-
densgesellschaft- Vereinigte Kriegsdienstgegnerinnen (DFG- VK); Forum Buntes Deutschland—SOS Rassismus:
Föderation der Immigrantenvereine aus der Türkei (GDF): Gustav-Heinemann-Initiative; Humanistische Union
(HU); Initiative für Frieden (IFIAS); Initiative Kirche von unten (IKvu); Internationale Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges (IPPNW): Jungdemokratlnnen-Junge Linke; Jungsozialisten in der SPD (Jusos); Komitee für
Grundrechte und Demokratie; Künstler in Aktion; Landesflüchtlingsrat NRW; Medico International; Neues
Forum-Bundesverband; Ohne Rüstung leben; Pax Christi; SJD - Die Falken; terre des hommes; Verband der Ver-
eine aus Kurdistan (KOMKAR); Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes — Bund der Antifaschisten (VVN-
BdA); Schwulenverband in Deutschland (SVD).

Kontakt: Büro Netzwerk Friedenskooperative, Römerstr. 88, 5300 Bonn 1, Tel. (02 28) 69 29 04, Fax (02 28)
69 29 06. Spendenkonten: Förderverein Frieden e.V., Sparkasse Bonn, Kto. 33035 (BLZ 380 500 00), Postgiro
Köln, Kto. 457876-500 (BLZ 370 100 50).
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